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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gewerbesteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In § 5 Abs. 1 Satz 2 des Gewerbesteuergesetzes 
in der Fassung vom 31. Juli 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 566) wird das Wort „Personen" durch das Wort 
„Unternehmer" ersetzt. 


Artikel 2 

In § 5 des Gewerbesteuergesetzes wird der fol- 
gende Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Der Unternehmer ist abweichend von § 5 
Abs. 1 und 2 nicht Steuerschuldner, soweit seine 
Haftung für Verbindlichkeiten des Gewerbebetriebs 
durch die Vorschriften des bürgerlichen Rechts be- 
schränkt wird." 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 19. Januar 1965 


Dr. Barzel und Fraktion 
Schultz und Fraktion 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Begründung 


Aus § 5 des geltenden Gewerbesteuergesetzes 

ergibt sich, daß Mitunternehmer eines Gewerbe- 
betriebes, auch wenn sie — wie der Kommanditist 
— nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts 
nur beschränkt haften, im vollen Umfang für die 
gesamte Gewerbesteuerschuld des Unternehmens 
einzustehen haben. Diese Rechtslage hat der Bun- 
desfinanzhof mit Urteil vom 29. November 1963 — 
VI 331/62 S — (Bundessteuerblatt 1964 III S. 433) 
bestätigt. Das Gericht führt u. a. aus: „Ob aller- 
dings die gegenwärtige Regelung zweckmäßig ist 
oder ob nicht besser die gewerbesteuerrechtliche 
Inanspruchnahme der Kommanditisten im Wege der 
Gesetzesänderung den grundsteuerrechtlichen und 
handelsrechtlichen Vorschriften angepaßt würde, ist 
als steuerpolitische Ermessensfrage der richterlichen 
Prüfung entzogen." 

Der vorliegende Gesetzentwurf greift den Hinweis 
des Bundesfinanzhofs auf und gleicht die gewerbe- 
steuerrechtliche Rechtslage der handelsrechtlichen 
Rechtslage an. Nach der vorgeschlagenen Gesetzes- 


änderung schuldet etwa der Kommanditist nicht 
mehr die Gewerbesteuer, wenn er seine Einlage in 
Höhe der Haftsumme erbracht hat. Damit ist ein 
weiterer Schritt auf dem Wege der Angleichung 
des Steuerrechts an das Zivilrecht gemacht. 

Artikel 1 der Vorlage hat nur redaktionellen Cha- 
rakter. Er stellt klar, daß ein Mitunternehmer, der 
nach dem bürgerlichen Recht nur beschränkt haftet, 
was auch der neue § 5 Abs. 3 bestätigt, nicht wie- 
der über § 5 Abs. 1 Satz 3 zum Vollschuldner wird. 

Artikel 2 enthält die Rechtsänderung. Er überträgt 
die bürgerlich-rechtliche Haftungsbeschränkung auf 
die Gewerbesteuerschuld. Damit folgt das Ge- 
werbesteuerrecht nunmehr auch dem Grundgedan- 
ken des § 113 AO, der lautet: „Wo Gesellschaften, 
Vereine oder Genossenschaften als solche der Be- 
steuerung unterliegen, gelten für die persönliche 
Haftung der einzelnen Gesellschafter und Mitglie- 
der sinngemäß die Vorschriften des bürgerlichen 
Rechtes." Bei der Gewerbesteuer unterliegen die 
Gewerbebetriebe, nicht die Inhaber der Besteuerung. 
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